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Änderungsantrag 1
Marijana Petir

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2a) Um das Leben der Bürger in 
grenzübergreifenden Regionen an 
Seegrenzen oder in grenzübergreifenden 
Regionen zwischen den Mitgliedstaaten 
und Drittländern zu verbessern, sollten 
die Anwendung dieser Verordnung und 
die Anwendung des Mechanismus unter 
Achtung des Unionsrechts auf diese 
Regionen ausgeweitet werden.

Or. en

Änderungsantrag 2
Mireille D'Ornano

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3) In ihrer Mitteilung „Stärkung von 
Wachstum und Zusammenhalt in den EU-
Grenzregionen“23(im Folgenden 
„Mitteilung über Grenzregionen“) legt die 
Kommission dar, dass der europäische 
Integrationsprozess in den letzten 
Jahrzehnten dazu beigetragen hat, dass sich 
Regionen an den Binnengrenzen von 
zumeist abgelegenen Gebieten in Gebiete 
verwandelt haben, die Wachstum und 
Chancen bieten. Die Vollendung des 
Binnenmarktes im Jahr 1992 hat durch die 
Abschaffung der Zollformalitäten, die
Angleichung oder gegenseitige 
Anerkennung der technischen Regelungen 
und die wettbewerbsbedingten 
Preissenkungen zu einer Steigerung der 
Produktivität der Union und zu einer 
Verringerung der Kosten geführt: der 
Handel innerhalb der EU nahm in zehn 

(3) In ihrer Mitteilung „Stärkung von 
Wachstum und Zusammenhalt in den EU-
Grenzregionen“23 (im Folgenden 
„Mitteilung über Grenzregionen“) geht die 
Kommission davon aus, dass der 
europäische Integrationsprozess in den 
letzten Jahrzehnten dazu beigetragen hat, 
dass sich Regionen an den Binnengrenzen 
von zumeist abgelegenen Gebieten in 
Gebiete verwandelt haben, die Wachstum 
und Chancen bieten. Die Vollendung des 
Binnenmarktes im Jahr 1992 hat durch die 
Abschaffung der Zollformalitäten, die 
Angleichung oder gegenseitige 
Anerkennung der technischen Regelungen 
und die wettbewerbsbedingten 
Preissenkungen zu einer Steigerung der 
Produktivität der Union und zu einer 
Verringerung der Kosten geführt: der 
Handel innerhalb der EU nahm in zehn 
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Jahren um 15 % zu außerdem wurden 
zusätzliches Wachstum sowie rund 2,5 
Millionen neue Arbeitsplätze geschaffen.

Jahren um 15 % zu außerdem wurden 
zusätzliches Wachstum sowie rund 2,5 
Millionen neue Arbeitsplätze geschaffen.

_________________ _________________

23 Mitteilung der Kommission an den Rat 
und das Europäische Parlament – Stärkung 
von Wachstum und Zusammenhalt in den 
EU-Grenzregionen (COM(2017) 534 final 
vom 20.9.2017).

23 Mitteilung der Kommission an den Rat 
und das Europäische Parlament – Stärkung 
von Wachstum und Zusammenhalt in den 
EU-Grenzregionen (COM(2017) 534 final 
vom 20.9.2017).

Or. fr

Änderungsantrag 3
Mireille D'Ornano

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4) Die Mitteilung über Grenzregionen 
hat aber auch gezeigt, dass in diesen 
Regionen noch immer einige rechtliche 
Hindernisse fortbestehen, insbesondere in 
den Bereichen Gesundheitsversorgung, 
Arbeitsrecht, Steuern und 
Wirtschaftsförderung, sowie Hindernisse 
aufgrund einer unterschiedlichen
Verwaltungskultur und unterschiedlicher 
nationaler Rechtsrahmen. Weder die 
Unterstützung im Rahmen der 
Europäischen territorialen Zusammenarbeit 
noch die institutionelle Unterstützung der 
Zusammenarbeit durch die Europäischen 
Verbünde für territoriale Zusammenarbeit 
(EVTZ) reichen aus, um diese Hindernisse 
zu überwinden, die einer wirksamen 
Kooperation im Wege stehen.

(4) Die Mitteilung über Grenzregionen 
hat aber auch gezeigt, dass in diesen 
Regionen noch immer einige rechtliche 
Hindernisse fortbestehen, insbesondere in 
den Bereichen Gesundheitsversorgung, 
Arbeitsrecht, Steuern und 
Wirtschaftsförderung, sowie inhärente 
Schwierigkeiten, die sich aus den 
Unterschieden bei der Verwaltungskultur 
und den nationalen Rechtsrahmen 
ergeben. Weder die Unterstützung im 
Rahmen der Europäischen territorialen 
Zusammenarbeit noch die institutionelle 
Unterstützung der Zusammenarbeit durch 
die Europäischen Verbünde für territoriale 
Zusammenarbeit (EVTZ) reichen aus, um 
diese Hindernisse zu überwinden, die einer 
wirksamen Kooperation im Wege stehen.

Or. fr

Änderungsantrag 4
Mireille D'Ornano

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 7
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7) Die Kommission verweist in ihrer 
Mitteilung über Grenzregionen unter 
anderem auf eine Initiative, die während 
des luxemburgischen Ratsvorsitzes im Jahr 
2015 eingeleitet wurde: Einige 
Mitgliedstaaten erwägen derzeit den 
Mehrwert eines neuen Instruments, das es 
– auf freiwilliger Basis und in Absprache 
mit den zuständigen Behörden –
ermöglichen würde, die Regelungen eines 
Mitgliedstaats im Nachbarmitgliedstaat 
anzuwenden. Dies würde für zeitlich 
begrenzte Einzelprojekte oder -maßnahmen 
gelten, die in einer Grenzregion 
durchgeführt werden und von den lokalen 
und/oder regionalen Behörden ins Leben 
gerufen wurden.

(7) Die Kommission verweist in ihrer 
Mitteilung über Grenzregionen unter 
anderem auf eine Initiative, die während 
des luxemburgischen Ratsvorsitzes im Jahr 
2015 eingeleitet wurde: Einige 
Mitgliedstaaten erwägen derzeit den 
Mehrwert eines neuen Instruments, das es 
– auf freiwilliger Basis und in Absprache 
mit den zuständigen Behörden –
ermöglichen würde, die Regelungen eines 
Mitgliedstaats im Nachbarmitgliedstaat 
anzuwenden. Dies würde für zeitlich 
begrenzte Einzelprojekte oder -maßnahmen 
mit ausreichenden zeitlichen und 
räumlichen Einschränkungen gelten, die 
in einer Grenzregion durchgeführt werden 
und von den lokalen und/oder regionalen 
Behörden ins Leben gerufen wurden.

Or. fr

Änderungsantrag 5
Mireille D'Ornano

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 9

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(9) Unter uneingeschränkter Wahrung 
der verfassungsmäßigen und 
institutionellen Strukturen der 
Mitgliedstaaten sollte die Anwendung des 
Mechanismus in denjenigen Grenzregionen 
eines Mitgliedstaats auf freiwilliger Basis 
erfolgen, in denen ein anderer wirksamer 
Mechanismus vorhanden ist bzw. mit dem 
Nachbarmitgliedstaat eingerichtet werden 
könnte. Der Mechanismus sollte zwei 
Maßnahmen umfassen: die Unterzeichnung 
und den Abschluss einer europäischen 
grenzübergreifenden Verpflichtung (im 
Folgenden „Verpflichtung“) oder die 
Unterzeichnung einer europäischen 
grenzübergreifenden Erklärung (im 
Folgenden „Erklärung“).

(9) Unter uneingeschränkter Wahrung 
der verfassungsmäßigen und 
institutionellen Strukturen der 
Mitgliedstaaten sowie ihrer Souveränität
sollte die Anwendung des Mechanismus in 
denjenigen Grenzregionen eines 
Mitgliedstaats auf freiwilliger Basis 
erfolgen, in denen ein anderer wirksamer 
Mechanismus vorhanden ist bzw. mit dem 
Nachbarmitgliedstaat eingerichtet werden 
könnte. Der Mechanismus sollte zwei 
Maßnahmen umfassen: die Unterzeichnung 
und den Abschluss einer europäischen 
grenzübergreifenden Verpflichtung (im 
Folgenden „Verpflichtung“) oder die 
Unterzeichnung einer europäischen 
grenzübergreifenden Erklärung (im 



PE628.371v01-00 6/14 AM\1163805DE.docx

DE

Folgenden „Erklärung“).

Or. fr

Änderungsantrag 6
Marijana Petir

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 9 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(9a) Die zuständigen Behörden der 
beteiligten Mitgliedstaaten, Länder, 
Einrichtungen oder Regionen sollten im 
Einklang mit ihren verfassungsmäßigen 
und rechtlich festgelegten besonderen 
Zuständigkeiten die vorgeschlagene Ad-
hoc-Lösung annehmen, bevor sie die 
Verpflichtung abschließen und 
unterzeichnen oder die Erklärung gemäß 
Artikel 16 und 17 unterzeichnen.

Or. en

Änderungsantrag 7
Mireille D'Ornano

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 12

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(12) Rechtliche Hindernisse sind vor 
allem für Personen spürbar, die über 
Landesgrenzen hinweg tätig sind, weil sie 
diese Grenzen täglich oder wöchentlich 
überschreiten. Um die Wirkung dieser 
Verordnung auf die grenznahen Regionen 
zu konzentrieren, die den höchsten Grad an 
Integration und Interaktion zwischen 
Nachbarmitgliedstaaten aufweisen, sollte 
diese Verordnung für grenzübergreifende 
Regionen im Sinne des Gebiets 
benachbarter Regionen an Binnengrenzen 
in zwei oder mehr Mitgliedstaaten auf 
NUTS-Ebene 326gelten. Dies sollte die 

(12) Vor allem Personen, die über 
Landesgrenzen hinweg tätig sind, sind von 
rechtlichen Hindernissen betroffen, weil 
sie diese Grenzen täglich oder wöchentlich 
überschreiten. Um die Wirkung dieser 
Verordnung auf die grenznahen Regionen 
zu konzentrieren, die den höchsten Grad an 
Integration und Interaktion zwischen 
Nachbarmitgliedstaaten aufweisen, sollte 
diese Verordnung für grenzübergreifende 
Regionen im Sinne des Gebiets 
benachbarter Regionen an Binnengrenzen 
in zwei oder mehr Mitgliedstaaten auf 
NUTS-Ebene 326 gelten. Dies sollte die 
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Mitgliedstaaten jedoch nicht davon 
abhalten, den Mechanismus auch für See-
und Außengrenzen mit Ländern 
anzuwenden, die nicht der EFTA 
angehören.

Mitgliedstaaten jedoch nicht davon 
abhalten, den Mechanismus auch für See-
und Außengrenzen mit Ländern 
anzuwenden, die nicht der EFTA 
angehören.

_________________ _________________

26 Verordnung (EG) Nr. 1059/2003 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 26. Mai 2003 über die Schaffung 
einer gemeinsamen Klassifikation der 
Gebietseinheiten für die Statistik (NUTS) 
(ABl. L 154 vom 21.6.2003, S. 1).

26 Verordnung (EG) Nr. 1059/2003 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 26. Mai 2003 über die Schaffung 
einer gemeinsamen Klassifikation der 
Gebietseinheiten für die Statistik (NUTS) 
(ABl. L 154 vom 21.6.2003, S. 1).

Or. fr

Änderungsantrag 8
Mireille D'Ornano

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 14

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(14) Die Kommission sollte, wie in der 
Mitteilung über Grenzregionen 
angekündigt, eine Koordinierungsstelle auf 
Unionsebene einrichten. Diese 
Koordinierungsstelle sollte Kontakt zu den 
verschiedenen nationalen und 
gegebenenfalls regionalen 
grenzübergreifenden Koordinierungsstellen 
halten. Die Kommission sollte eine 
Datenbank zu Verpflichtungen und 
Erklärungen im Einklang mit der 
Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des 
Europäischen Parlaments und des 
Rates27einrichten und pflegen.

(14) Im Interesse der 
verantwortungsvollen Verwaltung könnte
die Kommission, wie in der Mitteilung 
über Grenzregionen angekündigt, eine 
Koordinierungsstelle auf Unionsebene 
einrichten. Diese Koordinierungsstelle 
sollte Kontakt zu den verschiedenen 
nationalen und gegebenenfalls regionalen 
grenzübergreifenden Koordinierungsstellen 
halten. Die Kommission sollte eine 
Datenbank zu Verpflichtungen und 
Erklärungen im Einklang mit der 
Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des 
Europäischen Parlaments und des Rates27

einrichten und pflegen.

_________________ _________________

27 Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 18. Dezember 2000 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten durch die 
Organe und Einrichtungen der 
Gemeinschaft und zum freien 
Datenverkehr (ABl. L 8 vom 12.1.2001, S.

27 Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 18. Dezember 2000 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten durch die 
Organe und Einrichtungen der 
Gemeinschaft und zum freien 
Datenverkehr (ABl. L 8 vom 12.1.2001, 
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1). S. 1).

Or. fr

Änderungsantrag 9
Mireille D'Ornano

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 16

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(16) Insbesondere sollte in dieser 
Verordnung definiert werden, wer Initiator 
eines gemeinsamen Projekts sein kann. Da 
der Mechanismus die Durchführung eines 
gemeinsamen grenzübergreifenden 
Projekts verbessern sollte, sollten Stellen, 
die ein solches gemeinsames Projekt 
initiieren bzw. initiieren und durchführen, 
die erste Initiatorengruppe sein. Der 
Begriff „Projekt“ ist im weiteren Sinne zu 
verstehen und umfasst sowohl eine 
bestimmte Infrastrukturmaßnahme als auch 
eine Reihe von Tätigkeiten in Bezug auf 
ein bestimmtes Gebiet oder beides. 
Darüber hinaus sollte eine lokale oder 
regionale Behörde, die in einer bestimmten 
Grenzregion ansässig ist oder dort 
hoheitliche Befugnisse ausübt, ermächtigt 
werden, die Initiative zu ergreifen, von 
nationalem Recht abzuweichen, das ein 
Hindernis darstellt, obwohl seine Änderung 
oder die Abweichung davon nicht in ihre 
institutionelle Befugnis fallen. Initiatoren 
sollten ferner die für die 
grenzübergreifende Zusammenarbeit 
eingerichteten Stellen, die in einer 
bestimmten grenzübergreifenden Region 
ansässig sind oder zumindest diese 
teilweise abdecken (einschließlich EVTZ) 
oder vergleichbare Stellen für die 
strukturierte Organisation der 
grenzübergreifenden Entwicklung sein. 
Schließlich sollten auch auf die 
grenzübergreifende Zusammenarbeit 
spezialisierte Stellen, die wirksame 
Lösungen für vergleichbare Probleme aus 
anderen Orten der Union kennen, eine 

(16) Insbesondere sollte in dieser 
Verordnung definiert werden, wer Initiator
eines gemeinsamen Projekts sein kann. Da 
der Mechanismus die Durchführung eines 
gemeinsamen grenzübergreifenden 
Projekts verbessern sollte, sollten Stellen, 
die ein solches gemeinsames Projekt 
initiieren bzw. initiieren und durchführen, 
die erste Initiatorengruppe sein. Der 
Begriff „Projekt“ sollte sowohl eine 
bestimmte Infrastrukturmaßnahme als auch 
eine Reihe von Tätigkeiten in Bezug auf 
ein bestimmtes Gebiet oder beides 
umfassen. Darüber hinaus sollte eine 
lokale oder regionale Behörde, die in einer 
bestimmten Grenzregion ansässig ist oder 
dort hoheitliche Befugnisse ausübt, 
ermächtigt werden, die Initiative zu 
ergreifen, von nationalem Recht 
abzuweichen, das ein Hindernis darstellt, 
obwohl seine Änderung oder die 
Abweichung davon nicht in ihre 
institutionelle Befugnis fallen. Initiatoren 
sollten ferner die für die 
grenzübergreifende Zusammenarbeit 
eingerichteten Stellen, die in einer 
bestimmten grenzübergreifenden Region 
ansässig sind oder zumindest diese 
teilweise abdecken (einschließlich EVTZ) 
oder vergleichbare Stellen für die 
strukturierte Organisation der 
grenzübergreifenden Entwicklung sein. 
Schließlich sollten auch auf die 
grenzübergreifende Zusammenarbeit 
spezialisierte Stellen, die wirksame 
Lösungen für vergleichbare Probleme aus 
anderen Orten der Union kennen, eine 
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Initiative initiieren können. Um Synergien 
zwischen Stellen zu erzielen, die direkt von 
dem Hindernis betroffen sind, und solchen, 
die im Allgemeinen auf 
grenzübergreifende Zusammenarbeit 
spezialisiert sind, können alle 
Initiatorengruppen den Mechanismus 
gemeinsam aktivieren.

Initiative initiieren können. Um Synergien 
zwischen Stellen zu erzielen, die direkt von 
dem Hindernis betroffen sind, und solchen, 
die im Allgemeinen auf 
grenzübergreifende Zusammenarbeit 
spezialisiert sind, können alle 
Initiatorengruppen den Mechanismus 
gemeinsam aktivieren.

Or. fr

Änderungsantrag 10
Mireille D'Ornano

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 17

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(17) Hauptakteure in den 
Mitgliedstaaten für den Abschluss einer 
Verpflichtung oder Erklärung sollten die 
jeweiligen nationalen oder regionalen 
grenzübergreifenden Koordinierungsstellen 
sein, die mit allen zuständigen Behörden in 
ihrem eigenen Mitgliedstaat und mit der 
entsprechenden Stelle im 
Nachbarmitgliedstaat Kontakt halten. Es 
sollte außerdem klar festgelegt werden, 
dass die grenzübergreifende 
Koordinierungsstelle entscheiden kann, ob 
ein zum Abschluss einer Verpflichtung 
oder einer Erklärung führendes Verfahren 
eingeleitet werden soll oder ob für eines 
oder mehrere rechtliche Hindernisse bereits 
eine Lösung gefunden wurde, die 
angewandt werden könnte. Andererseits 
sollte auch festgelegt werden, dass der 
Mitgliedstaat, dessen Rechtsvorschriften in 
dem anderen Mitgliedstaat angewandt 
werden sollen, die Anwendung seiner 
Rechtsvorschriften außerhalb seines 
Hoheitsgebiets verweigern kann. 
Entscheidungen sollten begründet und 
mitgeteilt werden.

(17) Hauptakteure in den 
Mitgliedstaaten für den Abschluss einer 
Verpflichtung oder Erklärung sollten die 
jeweiligen nationalen oder regionalen 
grenzübergreifenden Koordinierungsstellen 
sein, die mit allen zuständigen Behörden in 
ihrem eigenen Mitgliedstaat und mit der 
entsprechenden Stelle im 
Nachbarmitgliedstaat Kontakt halten. Es 
sollte außerdem festgelegt werden, dass die 
grenzübergreifende Koordinierungsstelle 
in Kenntnis der Sachlage Stellung dazu 
beziehen kann, ob ein zum Abschluss einer 
Verpflichtung oder einer Erklärung 
führendes Verfahren eingeleitet werden 
soll oder ob für eines oder mehrere 
rechtliche Hindernisse bereits eine Lösung 
gefunden wurde, die angewandt werden 
könnte. Andererseits sollte auch festgelegt 
werden, dass der Mitgliedstaat, dessen 
Rechtsvorschriften in dem anderen 
Mitgliedstaat angewandt werden sollen, die 
Anwendung seiner Rechtsvorschriften 
außerhalb seines Hoheitsgebiets 
verweigern kann. Entscheidungen sollten 
begründet und mitgeteilt werden.

Or. fr
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Änderungsantrag 11
Mireille D'Ornano

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 19

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(19) Die Umsetzung einer unmittelbar 
anwendbaren Verpflichtung sollte darin 
bestehen, dass die nationalen Vorschriften 
eines anderen Mitgliedstaats angewandt 
werden. Das bedeutet, dass entweder 
verbindliche Verwaltungsakte, die bereits 
gemäß dem normalerweise anwendbaren 
nationalen Recht erlassen wurden, geändert 
werden, oder ‒ falls noch nicht vorhanden 
‒ neue Verwaltungsakte erlassen werden, 
die auf den Rechtsvorschriften eines 
anderen Mitgliedstaats basieren. Wenn 
mehrere Behörden für verschiedene 
Aspekte eines komplexen rechtlichen 
Hindernisses zuständig sind, sollte der 
Verpflichtung ein Zeitplan für jeden dieser 
Aspekte beigefügt werden. Gemäß dem 
Subsidiaritätsprinzip sollte die Annahme 
und Übermittlung dieser geänderten oder 
neuen Verwaltungsakte gemäß dem 
nationalen Recht für Verwaltungsverfahren 
erfolgen.

(19) Die Umsetzung einer unmittelbar 
anwendbaren Verpflichtung sollte darin 
bestehen, dass die nationalen Vorschriften 
eines anderen Mitgliedstaats unter 
Berücksichtigung aller vorgenannten 
Einschränkungen angewandt werden. Das 
bedeutet, dass entweder verbindliche 
Verwaltungsakte, die bereits gemäß dem 
normalerweise anwendbaren nationalen 
Recht erlassen wurden, geändert werden, 
oder ‒ falls noch nicht vorhanden ‒ neue 
Verwaltungsakte erlassen werden, die auf 
den Rechtsvorschriften eines anderen 
Mitgliedstaats basieren. Wenn mehrere 
Behörden für verschiedene Aspekte eines 
komplexen rechtlichen Hindernisses 
zuständig sind, sollte der Verpflichtung ein 
Zeitplan für jeden dieser Aspekte beigefügt 
werden. Gemäß dem Subsidiaritätsprinzip 
sollte die Annahme und Übermittlung 
dieser geänderten oder neuen 
Verwaltungsakte gemäß dem nationalen 
Recht für Verwaltungsverfahren erfolgen.

Or. fr

Änderungsantrag 12
Mireille D'Ornano

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 22

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(22) Es sollte klargestellt werden, wie in 
grenzübergreifenden Regionen wohnhafte 
Personen geschützt werden, die direkt oder 
indirekt von der Anwendung und 
Überwachung einer Verpflichtung und von 
den gemäß einer Erklärung geänderten 
Rechtsvorschriften betroffen sind und sich 

(22) Es sollte klargestellt werden, wie in 
grenzübergreifenden Regionen wohnhafte 
Personen geschützt werden, die direkt oder 
indirekt von der Anwendung und 
Überwachung einer Verpflichtung und von 
den gemäß einer Erklärung geänderten 
Rechtsvorschriften betroffen sind und sich 
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durch auf dieser Grundlage erfolgte 
Handlungen oder Unterlassungen in ihren 
Rechten verletzt fühlen. Sowohl bei einer 
Verpflichtung als auch bei einer Erklärung 
würde das Recht des Nachbarmitgliedstaats 
in die Rechtsvorschriften des 
übernehmenden Mitgliedstaats 
aufgenommen, weshalb der rechtliche 
Schutz in die Zuständigkeit der Gerichte 
des übernehmenden Mitgliedstaats fallen 
sollte, auch wenn die Personen ihren 
rechtmäßigen Wohnsitz im übertragenden 
Mitgliedstaat haben. Das gleiche Prinzip 
sollte für Rechtsmittel gegen den 
Mitgliedstaat gelten, dessen 
Verwaltungsakt angefochten wird. Ein 
anderer Ansatz sollte jedoch bei 
Rechtsmitteln gegen die Überwachung der 
Anwendung einer Verpflichtung oder 
Erklärung gelten. Wenn sich eine Behörde 
des übertragenden Mitgliedstaats zur 
Überwachung der Anwendung der 
geänderten Rechtsvorschriften im 
übernehmenden Mitgliedstaat bereit erklärt 
hat und gegenüber in der 
grenzübergreifenden Region wohnhaften 
Personen im Auftrag der Behörden des 
übernehmenden Mitgliedstaats, aber in 
eigenem Namen, handeln kann, sollten die 
Gerichte des Mitgliedstaats, in dem diese 
Personen ihren rechtmäßigen Wohnsitz 
haben, für Rechtsmittel zuständig sein. 
Wenn jedoch die zuständige übertragende 
Behörde nicht in eigenem Namen, sondern 
im Namen der zuständigen übernehmenden 
Behörde handeln kann, sollten unabhängig 
vom rechtmäßigen Wohnsitz der Person 
die Gerichte des übernehmenden 
Mitgliedstaats zuständig sein.

durch auf dieser Grundlage erfolgte 
Handlungen oder Unterlassungen in ihren 
Rechten verletzt fühlen. Sowohl bei einer 
Verpflichtung als auch bei einer Erklärung 
würde das Recht des Nachbarmitgliedstaats 
in die Rechtsvorschriften des 
übernehmenden Mitgliedstaats 
aufgenommen, weshalb der rechtliche 
Schutz in die Zuständigkeit der Gerichte 
des übernehmenden Mitgliedstaats fallen 
sollte, auch wenn die Personen ihren 
rechtmäßigen Wohnsitz im übertragenden 
Mitgliedstaat haben. Das gleiche Prinzip 
sollte für Rechtsmittel gegen den 
Mitgliedstaat gelten, dessen 
Verwaltungsakt angefochten wird. Ein 
anderer Ansatz sollte jedoch bei 
Rechtsmitteln gegen die Überwachung der 
Anwendung einer Verpflichtung oder 
Erklärung gelten. Wenn sich eine Behörde 
des übertragenden Mitgliedstaats zur 
Überwachung der Anwendung der 
geänderten Rechtsvorschriften im 
übernehmenden Mitgliedstaat bereit erklärt 
hat und gegenüber in der 
grenzübergreifenden Region wohnhaften 
Personen im Auftrag der Behörden des 
übernehmenden Mitgliedstaats, aber in 
eigenem Namen, handeln kann, müssen die 
Gerichte des Mitgliedstaats, in dem diese 
Personen ihren rechtmäßigen Wohnsitz 
haben, für Rechtsmittel zuständig sein. 
Wenn jedoch die zuständige übertragende 
Behörde nicht in eigenem Namen, sondern 
im Namen der zuständigen übernehmenden 
Behörde handeln kann, sollten unabhängig 
vom rechtmäßigen Wohnsitz der Person 
die Gerichte des übernehmenden 
Mitgliedstaats zuständig sein.

Or. fr

Änderungsantrag 13
Mireille D'Ornano

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 27
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(27) Die Voraussetzungen für die 
territoriale Zusammenarbeit sollten gemäß 
dem in Artikel 5 Absatz 3 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union verankerten Subsidiaritätsprinzip 
geschaffen werden. Mitgliedstaaten haben 
individuelle, bilaterale oder gar 
multilaterale Initiativen zur Überwindung 
rechtlicher Hindernisse an den Grenzen 
eingeleitet. Allerdings existieren derartige 
Mechanismen nicht in allen 
Mitgliedstaaten oder nicht für alle Grenzen 
eines bestimmten Mitgliedstaats. Die auf 
Unionsebene vorhandenen 
Finanzierungsinstrumente (hauptsächlich 
Interreg) und rechtlichen Instrumente 
(hauptsächlich EVTZ) waren bisher nicht 
ausreichend, um rechtliche Hindernisse an 
Grenzen in der gesamten Union zu 
überwinden. Die Ziele der vorgeschlagenen 
Maßnahme können daher auf zentraler, 
regionaler oder lokaler Ebene der 
Mitgliedstaaten nicht ausreichend erreicht 
werden, sondern sind vielmehr wegen des 
Umfangs und der Wirkungen der 
Maßnahme auf Unionsebene besser zu 
verwirklichen. Daher ist eine Maßnahme 
des Unionsgesetzgebers erforderlich.

(27) Die Voraussetzungen für die 
territoriale Zusammenarbeit sollten gemäß 
dem in Artikel 5 Absatz 3 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union verankerten Subsidiaritätsprinzip 
geschaffen werden. Mitgliedstaaten haben 
individuelle, bilaterale oder gar 
multilaterale Initiativen zur Überwindung 
rechtlicher Hindernisse an den Grenzen 
eingeleitet. Allerdings existieren derartige 
Mechanismen nicht in allen 
Mitgliedstaaten oder nicht für alle Grenzen 
eines bestimmten Mitgliedstaats. Die auf 
Unionsebene vorhandenen 
Finanzierungsinstrumente (hauptsächlich 
Interreg) und rechtlichen Instrumente 
(hauptsächlich EVTZ) waren bisher nicht 
ausreichend, um rechtliche Hindernisse an 
Grenzen in der gesamten Union zu 
überwinden. Die Ziele der vorgeschlagenen 
Maßnahme können daher auf zentraler, 
regionaler oder lokaler Ebene der 
Mitgliedstaaten nicht ausreichend erreicht 
werden, können jedoch trotz des Umfangs 
und der Wirkungen der Maßnahme auch
auf Unionsebene nicht besser verwirklicht 
werden.

Or. fr

Änderungsantrag 14
Luke Ming Flanagan

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 28 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(28a) Die Auslösung von Artikel 50 EUV 
durch die Regierung des Vereinigten 
Königreichs nach der Abstimmung über 
den Brexit hat eine beispiellose Situation 
für die Europäische Union in den 
Grenzregionen zwischen der Republik 
Irland und der Region der sechs 
Grafschaften/Nordirland des Vereinigten 
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Königreichs geschaffen, wodurch die 
enge Zusammenarbeit, die dort in den 
letzten Jahrzehnten aufgebaut wurde, nun 
gefährdet ist. Unabhängig von den 
Bestimmungen einer endgültigen 
Einigung sollte ein Mittel gefunden 
werden, mit dem diese enge 
Zusammenarbeit für die Zeit nach dem 
Brexit aufrechterhalten bleibt.

Or. en

Änderungsantrag 15
Marijana Petir

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Die Mitgliedstaaten können den 
Mechanismus auch in grenzübergreifenden 
Regionen an Seegrenzen oder in 
grenzübergreifenden Regionen eines oder 
mehrerer Mitgliedstaaten mit einem oder 
mehreren Drittländern oder einem oder 
mehreren überseeischen Ländern und 
Gebieten nutzen.

3. Die Mitgliedstaaten können den 
Mechanismus auch in grenzübergreifenden 
Regionen an Seegrenzen oder in 
grenzübergreifenden Regionen eines oder 
mehrerer Mitgliedstaaten mit einem oder 
mehreren Drittländern oder einem oder 
mehreren überseeischen Ländern und 
Gebieten nutzen.
Wenn die Mitgliedstaaten den 
Mechanismus in grenzübergreifenden 
Regionen an Seegrenzen oder in 
grenzübergreifenden Regionen zwischen 
den Mitgliedstaaten und Drittländern 
anwenden, ist immer der Mitgliedstaat der 
übertragende Staat.
Wenn die Mitgliedstaaten den 
Mechanismus in grenzübergreifenden 
Regionen an Seegrenzen oder in 
grenzübergreifenden Regionen zwischen 
den Mitgliedstaaten und Beitrittsländern 
anwenden, ist die Übertragung der 
konkreten Rechtsvorschriften des 
übertragenden Beitrittslands in 
Abweichung von Unterabsatz 2 zulässig, 
sofern die Rechtsvorschriften dieses 
Landes, dieser Einrichtung oder Region 
in Bezug auf die Anwendung und den 
Gegenstand des Mechanismus sowie den 
Umweltschutz uneingeschränkt im 
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Einklang mit dem Unionsrecht stehen.

Or. en

Änderungsantrag 16
Marijana Petir

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 15 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 15a

Die zuständigen Behörden der beteiligten 
Mitgliedstaaten, Länder, Einrichtungen 
oder Regionen nehmen im Einklang mit 
ihren verfassungsmäßigen und rechtlich 
festgelegten besonderen Zuständigkeiten 
die vorgeschlagene Ad-hoc-Lösung an, 
bevor sie die Verpflichtung abschließen 
und unterzeichnen oder die Erklärung 
gemäß Artikel 16 und 17 unterzeichnen.

Or. en
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